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A.  Einleitung 

A. Einleitung 

I. Untersuchungsgegenstand und Fragestellung 

Diese Arbeit widmet sich dem Recht der seit dem Jahr 2000 bestehenden Ost-
afrikanischen Gemeinschaft (East African Community).1 Ihr gehören Kenia, 
Tansania und Uganda als Gründungsmitglieder an; später kamen Burundi und 
Ruanda sowie 2016 Südsudan als Mitgliedstaaten hinzu. Die EAC gilt derzeit 
als die dynamischste Wirtschaftsgemeinschaft auf dem afrikanischen Konti-
nent. Mit dem Ziel der Errichtung einer Ostafrikanischen Politischen Födera-
tion verfügt sie einerseits über eine weitreichende Integrationsperspektive, an-
dererseits wird die konkrete Umsetzung des Integrationsprozesses insbeson-
dere von Akteuren aus dem Bereich der Privatwirtschaft als schleppend und 
unzureichend charakterisiert.  

Recht ist ein wesentliches Instrument zur Steuerung von Integrationsprozes-
sen in regionalen Wirtschaftsgemeinschaften. Diese fußen auf völkerrechtli-
chen Verträgen zwischen den Mitgliedstaaten, mit denen solche Gemeinschaf-
ten ins Leben gerufen werden. Die Gründungsverträge determinieren auch den 
institutionellen Rahmen von Wirtschaftsgemeinschaften sowie die ihnen zur 
Verfügung stehenden Rechtsetzungs- und Regelungsinstrumente. In diesem 
Zusammenhang kommt der Thematik des Verhältnisses einer regionalen Wirt-
schaftsgemeinschaft und ihrer Rechtsakte zu den Mitgliedstaaten und deren na-
tionalen Recht besonderes Gewicht zu. Je nach Umfang des Geltungsanspruchs 
des Gemeinschaftsrechts auf nationaler Ebene treten dabei vielschichtige 
Wechselwirkungen zwischen nationalem Recht, insbesondere den Verfassun-
gen der Mitgliedstaaten, und dem Gemeinschaftsrecht auf. Für die Setzung des 
Gemeinschaftsrechts sowie gegebenenfalls für die Mitwirkung bei dessen 
Vollzug sind zudem Organe auf Gemeinschaftsebene erforderlich, die ihrer-
seits mit denjenigen der Mitgliedstaaten interagieren.  

Auf den ersten Blick ähneln die rechtlichen Strukturen der Ostafrikanischen 
Gemeinschaft stark denjenigen der Europäischen Union. Der EAC-Vertrag 

                                                           
1 Nachfolgend auch kurz ‚EAC‘. Wo diese Abkürzung kursiv gedruckt wird, bezieht sie 

sich auf die frühere, von 1967 bis 1977 existierende East African Community. Die heutige 
EAC wurde durch den Vertrag über die Gründung der Ostafrikanischen Gemeinschaft (Trea-
ty for the Establishment of the East African Community, kurz: EACT oder EAC-Vertrag) 
vom 30. November 1999 gegründet. 
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sieht wie die Europäischen Verträge2 eine umfassende Kooperation der Mit-
gliedstaaten in einer Vielzahl von Politikbereichen vor. Mit dem Summit, dem 
Council, dem Secretariat, der East African Legislative Assembly und dem East 
African Court of Justice (EACJ) besteht eine Organstruktur, die derjenigen der 
Europäischen Union mit Europäischem Rat,3 Rat der Europäischen Union,4 
Kommission,5 Europäischem Parlament6 und Gerichtshof der Europäischen 
Union7 eine große Übereinstimmung aufzuweisen scheint. Art. 16 des EAC-
Vertrages erwähnt mit regulations, directives und decisions Regelungsinstru-
mente, die der Bezeichnung nach den aus dem Europarecht bekannten Rechts-
akten entsprechen.8  

Das legt die Frage nahe, ob und gegebenenfalls in welcher Hinsicht die Ost-
afrikanische Gemeinschaft der Europäischen Union nachgebildet ist oder, ob 
sich hinter ähnlichen Bezeichnungen doch ganz andere Inhalte verbergen. In 
diesem Zusammenhang kann auch diskutiert werden, ob sich im europäischen 
Integrationsprozess identifizierte Erfolgsfaktoren auf die Ostafrikanische Ge-
meinschaft übertragen lassen oder ob dies schon aufgrund des gänzlich anderen 
politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Kontexts ausgeschlossen ist. Fol-
gende Grundfragen stellen sich in diesem Zusammenhang: Welche rechtlichen 
Instrumente und Mechanismen sieht die Ostafrikanische Gemeinschaft für ih-
ren Integrationsprozess vor? Wie wird das ostafrikanische Gemeinschaftsrecht 
in der Rechtspraxis umgesetzt? Welche Schritte wären in der Ostafrikanischen 
Gemeinschaft zu gehen, um die Integration voranzubringen?  

Diese Arbeit möchte Antworten auf die aufgeworfenen Fragen finden, in-
dem sie die rechtlichen Grundlagen der Ostafrikanischen Gemeinschaft im Ge-
samtzusammenhang umfassend darstellt und kritisch analysiert. Vor dem Hin-
tergrund der skizzierten Dichotomie zwischen weitreichenden Zielen einerseits 
und Umsetzungsschwierigkeiten anderseits soll am Maßstab der vertraglich 
statuierten Ziele der Gemeinschaft juristisch untersucht werden, inwieweit das 
gegebene Regelungssystem zur deren Verwirklichung geeignet ist. Dabei wird 
auch die Rechtspraxis in den Blick genommen, sowohl bei der Darstellung der 
organisationsrechtlichen Grundlagen der Gemeinschaft als auch anhand zweier 
beispielhaft beschriebener Referenzkooperationsgebiete.  

                                                           
2 EU-Vertrag (EUV) und Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

(AEUV).  
3 Englische Bezeichnung: European Council.  
4 Englische Bezeichung: Council of the European Union.  
5 Englische Bezeichnung: European Commission.  
6 Englische Bezeichnung: European Parliament.  
7 Englische Bezeichnung: Court of Justice of the European Union.  
8 Der Katalog der Rechtsakte der Europäischen Union in Art. 288 AEUV nennt Verord-

nungen (regulations), Richtlinien (directives), Beschlüsse (decisions), Emfehlungen (recom-
mendations) und Stellungnahmen (opinions). Siehe hierzu auch S. 120 f.  
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Nach der überzeugenden Definition von Kimbugwe et. al. ist regionale In-
tegration gekennzeichnet durch 

das Zusammenkommen von Staaten, üblicherweise, aber paradoxerweise nicht immer, in der 
gleichen Region mit dem Ziel des Abbaus von Barrieren für den Handel zwischen den Mit-
gliedern und dabei Entwicklungsprozesse beflügelnd und den Wohlstand in der Region stei-
gernd.9  

Wirtschaftliche Integration in regionalen Wirtschaftsgemeinschaften zielt da-
mit auf die Wohlstandsmehrung in deren Mitgliedstaaten durch die Förderung 
regionalen Handels. Entscheidend hierfür ist der Abbau von Hindernissen des 
grenzüberschreitenden Handels. Primär kommt zur Beseitigung dieser tarifären 
Handelshindernisse die Abschaffung von Zöllen und weiteren Abgaben in Be-
tracht. Darüber hinaus ist es für die Effizienz grenzüberschreitenden Handels 
entscheidend, dass auch nicht aus Zöllen und Abgaben bestehende rechtliche 
oder faktische Handelshindernisse, sogenannte nichttarifäre Handelshinder-
nisse, beseitigt werden. So können beispielsweise zwischen den Mitgliedstaa-
ten einer Wirtschaftsgemeinschaft divergierende Produktstandards sowie lange 
Wartezeiten und komplizierte bürokratische Vorgehensweisen an innerge-
meinschaftlichen Grenzübergängen den grenzüberschreitenden Handel fak-
tisch hemmen. Aus diesem Grund sind die Harmonisierung oder der Abbau 
handelshindernder Rechtsvorschriften sowie die Eliminierung tatsächlich wir-
kender Handelsbarrieren entscheidend für die Weiterentwicklung regionalen 
Handels. 

1. Stufen regionaler wirtschaftlicher Integration 

In der wirtschaftswissenschaftlichen Diskussion werden verschiedene Modelle 
für die Ausgestaltung regionaler Integration diskutiert. Sie unterscheiden sich 
vor allem in der Intensität der regionalen Kooperation und Regelungsharmoni-
sierung, sodass sie zueinander in einem Stufenverhältnis stehen.10 Das Zusam-
menkommen von Staaten durch regionale wirtschaftliche Integration ist ein 
Prozess, in dem die einzelnen Integrationsstufen schrittweise, aufeinander auf-
bauend durchlaufen werden. Die erfolgreiche Implementierung eines Gemein-
samen Marktes kann dabei durchaus ein bis zwei Jahrzehnte in Anspruch neh-
men.  

                                                           
9 Kimbugwe/Perdikis/Yeung u.a., Economic Development through Regional Trade, 2012, 

S. 11 – „the coming together of countries, usually, but paradoxically, not always in the same 
region, with the objective of reducing barriers to trade between members and in the process, 
spurring development and enhancing welfare in the region.“ 

10 Das Stufenverhältnis bedeutet, dass ein Integrationsmodell mit größerer Integrations-
tiefe auf den Integrationsmodellen mit geringerer Integrationstiefe aufbaut und diese inkor-
poriert.  
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a) Präferenzielle Handelsabkommen 

Es kann bereits dann von wirtschaftlicher Integration gesprochen werden, 
wenn mehrere Staaten untereinander Handelserleichterungen vereinbaren, die 
sie Drittstaaten nicht gewähren. Mit solchen präferenziellen Handelsabkom-
men (preferential trade agreements) sollen jedoch Zölle, sonstige Abgaben 
und nichttarifäre Handelsbarrieren zwischen den Vertragsparteien nicht voll-
ständig aufgehoben werden. Ein Beispiel für präferenzielle Handelsabkommen 
sind die zwischen der Europäischen Union und sich aus Entwicklungsländern 
zusammensetzenden Wirtschaftsgemeinschaften abgeschlossenen wirtschaftli-
chen Partnerschaftsabkommen (Economic Partnerhsip Agreements). Mit ihnen 
soll, auch im Sinne der Entwicklungsförderung, der Handel zwischen den be-
troffenen Regionen erleichtert und damit gefördert werden, indem Zoll- und 
Abgabensätze reduziert oder partiell aufgehoben werden.  

b) Freihandelszone 

Eine weitergehende wirtschaftliche Integration wird durch Freihandelszonen 
(Free Trade Areas) ermöglicht. Wie sich schon aus deren Bezeichnung ergibt, 
können Waren zwischen den Mitgliedstaaten einer Freihandelszone ohne Zoll-
belastung gehandelt werden.11 Dies gilt allerdings nur für Waren, die ihren Ur-
sprung in einem der Mitgliedstaaten der Freihandelszone haben. Da trotz des 
Freihandels in den Mitgliedstaaten weiterhin unterschiedliche Außenzolltarife 
existieren, muss mit Hilfe komplizierter Ursprungsregeln (rules of origin) die 
tatsächliche Herkunft einer Ware bestimmbar sein, um eine Umgehung der Au-
ßenzolltarife mittels Import über den ‚günstigsten‘ Mitgliedstaat zu verhindern. 
Um gegebenenfalls eine Nachverzollung zu ermöglichen, müssen in einer Frei-
handelszone zudem die Zollkontrollen zwischen den Mitgliedstaaten erhalten 
bleiben.  

c) Zollunion  

In einem weiteren Schritt kann eine Freihandelszone zu einer Zollunion 
(Customs Union) ausgebaut werden. Sie ist durch einen gemeinsamen Außen-
zolltarif aller Mitgliedstaaten gekennzeichnet, der einheitlich an den Außen-
grenzen der Mitgliedstaaten erhoben wird. Da für das gesamte Gebiet der Zoll-
union ein einheitlicher Zolltarif besteht, können im Idealfall die als nichtta-
rifäre Handelshindernisse wirkenden Zollkontrollen und Ursprungsregeln für 
den innergemeinschaftlichen Verkehr abgeschafft werden. Hierfür müssen sich 
die Mitgliedstaaten allerdings auf einen Verteilungsschlüssel für die Zollein-
nahmen verständigen, da sich ansonsten eine Zollverschiebung zugunsten von 

                                                           
11 Die Belastung nationaler, unterschiedslos wirkender Abgaben – beispielsweise der 

Mehrwertsteuer – ist auch in einer Freihandelszone weiter möglich, zumal es ansonsten zu 
einer Bevorzugung ausländischer Waren kommen könnte.  
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Transitstaaten ergeben würde. Für die Umsetzung einer Zollunion ist zudem 
ein vereinheitlichtes Zollrecht – entweder durch Harmonisierung nationaler 
Regelungen oder durch Schaffung eines in den Mitgliedstaaten unmittelbar an-
wendbaren gemeinschaftlichen Zollrechts – erforderlich. Ergänzend zur Ab-
schaffung von Zöllen wird in einer Zollunion regelmäßig der Abbau nichtta-
rifärer, vor allem faktischer Handelshindernisse angestrebt. 

d) Gemeinsamer Markt  

Eine noch tiefergehende Integration zwischen den Mitgliedstaaten einer regio-
nalen Wirtschaftsgemeinschaft wird durch Schaffung eines Gemeinsamen 
Marktes (Common Market) bezweckt. Neben den durch die Zollunion geschaf-
fenen freien Warenverkehr tritt der freie grenzüberschreitende Verkehr von 
Personen, Dienstleistungen und Kapital, um einen freien Fluss der Produkti-
onsfaktoren Arbeit und Kapital zu ermöglichen. Eine wesentliche Säule für die 
Realisierung dieser Freiheiten ist die Angleichung oder Vereinheitlichung der 
entsprechenden nationalen Regelungen, um rechtlich oder faktisch bestehende 
Beschränkungen abzubauen. Hierfür müssen auf der Ebene der Gemeinschaft 
Rechtsetzungsmechanismen zur Verfügung stehen.  

e) Währungsunion 

Der mit einem Gemeinsamen Markt angestrebten intensiven wirtschaftlichen 
Verflechtung seiner Mitgliedstaaten kann in der Praxis das von Markteilneh-
mern zu berücksichtigende Risiko von Währungskursschwankungen entgegen-
stehen. Eine Währungsunion (monetary union) innerhalb einer regionalen 
Wirtschaftsgemeinschaft begegnet dem, indem für einen integrierten Wirt-
schaftsraum eine einheitliche Währung geschaffen oder zumindest eine Wech-
selkursfixierung zwischen den nationalen Währungen eingeführt wird. Dies 
bedingt es, dass die Kompetenzen für die Währungs- und Geldmarktpolitik so-
wie idealerweise auch die Wirtschaftspolitik auf der Gemeinschaftsebene lie-
gen.  

f) Politische Föderation 

Eine noch stärkere Bindung von Staaten zueinander besteht in einer politischen 
Föderation (political federation). Auch wenn die Staatsqualität der einzelnen 
Teilstaaten bestehen bleibt, besitzt allein der Gesamtstaat als solcher Souverä-
nität. Der entscheidende Unterschied im Verhältnis zur Zusammenarbeit sou-
veräner Staaten in einer Wirtschaftsgemeinschaft besteht darin, dass die Kom-
petenz-Kompetenz, also die Befugnis zur Entscheidung über die Kompetenz-
verteilung innerhalb der Föderation, beim Gesamtstaat liegt. Weil allein der 
Gesamtstaat souverän ist, besitzt in der Regel auch er allein nach außen gerich-
tete Handlungsbefugnisse.  
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g) Stufenweise Integration in der Ostafrikanischen Gemeinschaft 

Der Integrationsprozess der Ostafrikanischen Gemeinschaft folgt dem soeben 
dargestellten Stufenmodell.12 Eine Zollunion zwischen den Mitgliedstaaten trat 
2005 in Kraft; der Ostafrikanische Gemeinsame Markt existiert seit 2010.13 Die 
rechtliche Grundlage für die Errichtung der Ostafrikanischen Währungsunion 
trat Ende 2015 in Kraft, wobei die finale Einführung einer Gemeinschaftswäh-
rung von der Einhaltung von Konvergenzkriterien abhängt.14 Schließlich beab-
sichtigen die Mitgliedstaaten der Ostafrikanischen Gemeinschaft auch die 
Etablierung einer politischen Föderation15 – die Vorbereitungen für den Ent-
wurf einer Verfassung für eine Politische Konföderation als Zwischenschritt 
auf dem Weg zur Ostafrikanischen Politischen Föderation sind im Gange.16  

2. Motive für regionale wirtschaftliche Integration 

Bereits die Bezeichnung ‚regionale Wirtschaftsgemeinschaften‘ indiziert, dass 
erhoffte künftige wirtschaftliche Vorteile ein wesentliches Motiv für Staaten 
darstellen, sich in regionalen Gemeinschaften zusammenzuschließen. Dessen 
ungeachtet geht die Mitwirkung von Staaten in regionalen Integrationsprozes-
sen stets auch auf politische Motive auf Seiten der verantwortlichen nationalen 
Akteure zurück. Gerade im Kontext von Entwicklungsländern wirkt zudem der 
durch die internationalen Institutionen der Entwicklungszusammenarbeit aus-
geübte äußere Druck auf Nationalstaaten auf die Motivlage der an einer Wirt-
schaftsgemeinschaft beteiligten Staaten ein.  

a) Ökonomische Motive 

Die ökonomische Theorie regionaler Integration geht überwiegend davon aus, 
dass der Abbau von Handelsbarrieren zwischen Staaten sich langfristig positiv 
auf deren wirtschaftliche Entwicklung auswirkt.17  

                                                           
12 Siehe hierzu ausführlich S. 128 ff. 
13 Ausführlicher hierzu S. 286 ff. 
14 Auf S. 141 f. findet sich ein kurzer Überblick hierzu.  
15 Dies ist auch in Art. 5 Abs. 2 EACT festgehalten. Siehe hierzu S. 128 ff.  
16 Nr. 9 des Joint Communiqué: 18th Ordinary Summit of the East African Community 

Heads of State vom 20. Mai 2017. „Die Staatsoberhäupter nahmen die politische Konföde-
ration als Übergangskonzept der Ostafrikanischen Politischen Föderation an und wiesen den 
Council an, ein Team von Verfassungsexperten zusammenzustellen, um eine Verfassung für 
die Politische Konföderation zu entwerfen […].“ – „The Heads of State adopted the Political 
Confederation as a transitional model of the East African Political Federation and directed 
the Council to constitute a team of constitutional experts to draft the Constitution for the 
Political Confederation […].“  

17 Ein Überblick über den Diskussionsstand findet sich beispielsweise bei Kimbugwe/Per-
dikis/Yeung u.a., Economic Development through Regional Trade, 2012, S. 22–30; Mattli, 
The Logic of Regional Integration, 2001, S. 19–67.  
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Das Konzept des komparativen Vorteils dient als wesentliche Begründung 
für den ökonomischen Nutzen des Abbaus von Handelsbeschränkungen. Durch 
die Möglichkeit des Handels können sich die Mitgliedstaaten auf die Produk-
tion von Gütern konzentrieren, bei denen sie im Vergleich zu den übrigen Mit-
gliedstaaten über einen Produktionskostenvorteil verfügen. Im Verhältnis zur 
Situation ohne Handelsmöglichkeit, in der die Mitgliedstaaten ihren Bedarf 
selbst decken müssten, kann damit insgesamt bei gleichem Faktoreneinsatz 
eine höhere Produktionsmenge erbracht werden. Dies gilt selbst dann, wenn 
ein Staat für sämtliche Güter einen absoluten Kostenvorteil hat. Er kann sich 
dann auf die Güter mit dem höchsten Produktivitätsvorsprung konzentrieren, 
um so seinen komparativen Vorteil zur Maximierung seiner Gesamtwohlfahrt 
zu nutzen.18  

Durch die Schaffung größerer integrierter Wirtschaftsräume kommen die 
beteiligten Staaten zudem in den Genuss von Skaleneffekten, insbesondere 
wenn ihre eigenen Ökonomien vor dem Zusammenschluss relativ klein waren. 
Durch die Konzentration der Güterproduktion gerade weniger nachgefragter 
Güter sinken nämlich die produktbezogenen Fixkosten, sodass die Produktivi-
tät steigt. Zudem liegt es nahe, dass die Öffnung von Grenzen für Arbeitnehmer 
zu einer produktivitätsfördernden Bündelung von Expertise führt.  

Die Bildung regionaler Wirtschaftsgemeinschaften wird auch als Sprung-
brett (stepping stone) für eine weitergehende globale Handelsliberalisierung 
gesehen, indem sie eine Basis für die entsprechenden multilateralen Schritte 
bilden.19 Ein Beispiel hierfür ist die von der Afrikanischen Union unter der 
Bezeichnung African Economic Community (AEC) angestrebte, den gesamten 
afrikanischen Kontinent umfassende wirtschaftliche Integration. Regionale 
Wirtschaftsgemeinschaften sollen hierbei die Basis für weitere Kooperations-
schritte bilden.20  

Die gesamtökonomischen Vorteile regionaler Integration sind freilich nicht 
unbestritten. Je nach konkreter Ausgestaltung und Umgebungsbedingungen ei-
nes Wirtschaftsbündnisses kann es entweder zu einem handelsfördernden Ef-
fekt innerhalb der Gemeinschaft oder schlichtweg zu einer insgesamt nachtei-

                                                           
18 Kimbugwe/Perdikis/Yeung u.a., Economic Development through Regional Trade, 

2012, S. 22. 
19 Kimbugwe/Perdikis/Yeung u.a., Economic Development through Regional Trade, 

2012, S. 23. 
20 Grundlage der AEC ist der am 3. Juni 1991 von 51 afrikanischen Staaten unterzeichnete 

Treaty Establishing the African Economic Community. Er sieht die Errichtung dieser Wirt-
schaftsgemeinschaft in sechs Schritten über einen Zeitraum von 34 Jahren vor (Art. 6 Abs. 
1 des Vertrages). Siehe hierzu und zum Verhältnis der AEC zu afrikanischen regionalen 
Wirtschaftsgemeinschaften ausführlich Oppong, Legal Aspects of Economic Integration in 
Africa, 2011, 17–22, 64–81; Mossner, Westafrikanische Wirtschaftsintegration im Mehrebe-
nensystem, 2016, S. 182–230.  

 



10 Erster Teil. Einleitung und Historie  

 

ligen Umleitung der Handelsströme führen. Durch die Präferierung innerge-
meinschaftlichen Handels werden externe Handelspartner benachteiligt, sodass 
es zu einer entsprechenden Verschiebung der Handelsaufkommen kommen 
kann. Damit werden unter Umständen die durch die WTO-Verträge angestreb-
ten weltweiten Handelsliberalisierungen unterlaufen und so gegebenenfalls die 
Gesamtwohlfahrt zu Lasten der Nichtmitglieder vermindert.21 Dies kann ins-
besondere Staaten betreffen, die nicht Mitglied einer großen regionalen Wirt-
schaftsgemeinschaft sind. Diese werden durch die von den Wirtschaftsgemein-
schaften implementierte Begünstigung innergemeinschaftlichen Handels ge-
genüber deren Mitgliedstaaten tarifär und nichttarifär benachteiligt, sodass sie 
– trotz eines etwaigen komparativen Vorteils – nicht mit den Mitgliedstaaten 
konkurrieren können. Je nach Ausprägung der Handelsbeziehungen zum Zeit-
punkt der Errichtung einer Wirtschaftsgemeinschaft kann eine solche folglich 
durchaus handelshinderliche Wirkung entfalten.22  

b) Politische Motive und äußerer Druck  

Die intensive und erfolgreiche Kooperation von Nationalstaaten in einer Wirt-
schaftsgemeinschaft, mit der unter Umständen auch die Übertragung von Kom-
petenzen auf die Gemeinschaftsebene verbunden ist, setzt auch eine entspre-
chende politische Motivation in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft voraus. 
Um die politischen Motive regionaler Integration zu erklären, wird häufig auf 
das aus dem Funktionalismus hervorgegangene, maßgeblich von Ernst Haas 
begründete Konzept des Neofunktionalismus zurückgegriffen.23 Es versucht zu 
erklären, warum Staaten bereit sind, Kompetenzen an eine regionale Institution 
abzugeben. Akteure oberhalb und unterhalb der Ebene der mitgliedstaatlichen 
Regierung werden dabei als Hauptakteure gesehen, während der Regierung 
eine eher reagierende Rolle zugeschrieben wird. Aus Sicht von Haas wird re-
gionale Integration von keinem der Akteure aus altruistischen Motiven betrie-
ben, sondern weil sie sich für ihre Interessen konkrete Vorteile versprechen. 
Ein wesentliches Merkmal der neofunktionalistischen Theorie ist das Konzept 

                                                           
21 Kimbugwe/Perdikis/Yeung u.a., Economic Development through Regional Trade, 

2012, S. 22–23.  
22 Das WTO-Recht sieht aus diesem Grund eine Notifizierungs- und Genehmigungs-

pflicht für Mitgliedstaaten vor, die einer Zollunion oder Freihandelszone beizutreten beab-
sichtigen (Art. XXIV Abs. 7 GATT).  

23 Eine ausführliche Darstellung dieses Konzepts findet sich bei Plenk, Regionale Integra-
tion im sub-saharischen Afrika, 2015, S. 19–42. Plenk wendet die ursprünglich auf den eu-
ropäischen Integrationsprozess zugeschnittene Theorie des Neofunktionalismus in seiner 
Arbeit im Rahmen einer Akteurs- und Mechanismusanalyse die Ostafrikanische Gemein-
schaft (EAC, S. 71–158), die Südafrikanische Entwicklungsgemeinschaft (SADC, S. 159–
322) und auf die Wirtschaftsgemeinschaft der Westafrikanischen Staaten (ECOWAS, 
S. 323–510) an. Eine kürzere Darstellung der neofunktionalistischen Theorie bietet Mattli, 
The Logic of Regional Integration, 2001, S. 23–28.  
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